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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
FRANCESCO CAPOTORTI

VOM 16. JANUAR 1979 <appnote>1</appnote>

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

1. Diese neue Rechtssache Rewe gibt
Gelegenheit, die Frage nach den Gren­
zen zu untersuchen, innerhalb deren die
Mitgliedstaaten noch frei sind, die Ver­
kehrsfähigkeit bestimmter — inländi­
scher und eingeführter — Warengattun­
gen von bestimmten Merkmalen abhän­
gig zu machen und dadurch die Einfuhr
ausländischer Erzeugnisse dieser Gattun­
gen zu behindern, die diese Merkmale
nicht haben.

Der Sachverhalt ist einfach. Im Septem­
ber 1976 beantragte die deutsche Firma
Rewe bei der Bundesmonopolverwaltung
für Branntwein die Genehmigung, aus
Frankreich eine Partie des bekannten Li­

körs „Cassis de Dijon" einführen zu dür­
fen. Die Bundesmonopolverwaltung teilte
daraufhin mit, eine besondere Genehmi­
gung sei nicht erforderlich, da sie die ge­
setzlich vorgeschriebene Genehmigung
gemäß Bekanntmachung vom 8. April
1976 allgemein erteilt habe. Gleichzeitig
gab sie der betroffenen Firma die Aus­
kunft, der Verkauf des „Cassis de Di­
jon", der einen Weingeistgehalt zwi­
schen 15 und 20 Raumhundertteilen
habe, sei in Deutschland nach einer ande­
ren Bestimmung des Branntweinmonopol­
gesetzes verboten, derzufolge Trink­
branntweine nur mit einem Mindestwein­

geistgehalt von 32 % (dieser Prozentsatz
ist im übrigen für Cassis-Liköre auf
25 % herabgesetzt) in den Verkehr ge­
bracht werden dürften. In einer Ausfüh­

rungsverordnung seien einige Liköre von
dieser Bestimmung ausgenommen; da
aber der „Cassis de Dijon" nicht zu ih­
nen gehöre, erklärte sich die Branntwein­
monopolverwaltung nicht für ermächtigt,

den Verkauf im Bundesgebiet zuzulas­
sen.

Gegen diesen Bescheid erhob Rewe
Klage zum Verwaltungsgericht Darm­
stadt, das die Sache an das Hessische
Finanzgericht verwies.
Dieses hat dem Gerichtshof mit Beschluß

vom 28. April 1978 gemäß Artikel 177
EWG-Vertrag folgende Fragen zur Vor­
abentscheidung vorgelegt:
„1. Ist der Begriff 'Maßnahmen mit glei­

cher Wirkung wie mengenmäßige
Einfuhrbeschränkungen' des Artikels
30 EWG-Vertrag in dem Sinne zu
verstehen, daß auch die im deut­
schen Branntweinmonopolgesetz ge­
regelte Festsetzung eines Mindest­
weingeistgehaltes für Trinkbrannt­
weine, die zur Folge hat, daß tradi­
tionelle Erzeugnisse anderer Mit­
gliedstaaten, deren Weingeistgehalt
unter der festgesetzten Grenze liegt,
in der Bundesrepublik Deutschland
nicht in den Verkehr gebracht wer­
den können, unter diesen Begriff
fällt?

2. Kann die Festsetzung eines solchen
Mindestweingeistgehaltes unter den
Begriff Diskriminierung in den Ver­
sorgungs- und Absatzbedingungen
zwischen den Angehörigen der Mit-

1 — Aus dem Italienischen übersetzt.
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gliedstaaten' des Artikels 37 EWG-
Vertrag fallen?"

2. Ich beginne mit der Prüfung der
zweiten Frage, um mich dann auf die er­
ste konzentrieren zu können, die mir die
einzig wirklich bedeutsame erscheint. Es
ist klar, warum die hessischen Richter es
für zweckmäßig hielten, auch auf Artikel
37 EWG-Vertrag Bezug zu nehmen: Die
Grundbestimmung, die den Mindestwein­
geistgehalt als Voraussetzung für die Ver­
kehrsfähigkeit von Branntwein in
Deutschland festsetzt, findet sich, wie ich
bereits bemerkt habe, im Branntweinmo­
nopolgesetz; Artikel 37 betrifft, wie wohl­
bekannt, die staatlichen Handelsmono­
pole. Es erscheint mir nicht erforderlich,
hier ausführlich die von Rewe mit

mehreren Argumenten angegriffene —
Behauptung der Kommission zu erör­
tern, das deutsche Branntweinmonopol
bestehe inzwischen nicht mehr; in Wahr­
heit hat das Gesetz vom 2. Mai 1976 nur

dessen Regelung geändert; daß das frü­
her bestehende ausschließliche Recht der

Monopolverwaltung, Branntwein einzu­
führen, aufgehoben ist, kann meines
Erachtens nicht die Auffassung tragen,
das Monopol habe sein Ende gefunden.
Es steht fest, daß weiterhin eine Bundes­
monopolverwaltung mit zahlreichen wich­
tigen Befugnissen besteht (sie ist Beklagte
im Ausgangsverfahren!); es steht weiter
fest, daß gleichzeitig mit der vorliegen­
den Sache eine weitere — die Rechts­

sache 91/78 (Hansen) — vor dem Ge­
richtshof anhängig ist, in der die Funk­
tionsweise des deutschen Branntweinmo­

nopols an Artikel 37 gemessen wird.

Nichtsdestoweniger ist meines Erachtens
die zweite Frage zu verneinen, und zwar
aus zwei Gründen. Zunächst ist klar, daß
es sich bei der Grundbestimmung über
den Mindestweingeistgehalt von Brannt­
wein, wenn sie sich auch im deutschen
Branntweinmonopolgesetz findet, nicht
um eine in der Logik des Monopols wur­
zelnde Vorschrift handelt: Sie kann unab­

hängig vom Monopol in Kraft bleiben;
in anderen Staaten sind tatsächlich ent-

sprechende Vorschriften in Kraft, ohne
daß ein Monopol bestünde. Wie die
Kommission berichtet hat, hat in der
deutschen Rechtsordnung bereits das Ge­
setz zur Gesamtreform des Lebensmittel­

rechts vom 15. August 1974 vorgesehen,
daß die Bestimmung des Branntweinmo­
nopolgesetzes über den Mindestweingeist­
gehalt durch lebensmittelrechtliche Rege­
lungen ersetzt wird. Jedoch darf man
nicht vergessen, daß das Problem hier
aufgrund der Eigenart des Vorabentschei­
dungsverfahrens im allgemeinen zu erör­
tern ist; im allgemeinen aber scheint es
mir offenkundig, daß eine einschrän­
kende Maßnahme der vorliegenden Art
nicht unter Artikel 37 fällt.

Sodann scheint mir die Festsetzung eines
Mindestweingeistgehaltes, die gleicherma­
ßen für nationale wie eingeführte Erzeug­
nisse gilt, auch unterstellt, daß Artikel 37
Absatz 1 anwendbar wäre, nicht unter
den Begriff der „Diskriminierung in den
Versorgungs- und Absatzbedingungen
zwischen den Angehörigen der Mitglied­
staaten" (Artikel 37 Absatz 1) zu fallen.
Anerkanntermaßen setzt eine Diskrimi­

nierung zwischen den Angehörigen der
Mitgliedstaaten eine unterschiedliche Be­
handlung aufgrund der Staatsangehörig­
keit voraus; wenn aber die Verkehrsfähig­
keit beliebiger Branntweine oder Liköre
von einem Mindestweingeistgehalt ab­
hängt, so werden nationale und ausländi­
sche Erzeuger hinsichtlich der Beachtung
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dieser Voraussetzung formal gleichbehan­
delt. Artikel 37 könnte allenfalls im Hin­

blick auf das Gebot eine Rolle spielen,
daß die Mitgliedstaaten jede neue Maß­
nahme zu unterlassen haben, die „die
Tragweite der Artikel über die Abschaf­
fung der ... mengenmäßigen Beschrän­
kungen" einengt (Absatz 2); dieser Ge­
sichtspunkt liegt jedoch außerhalb der
zweiten Frage des deutschen Gerichts; er
gehört vielmehr zur ersten Frage, die ich
nunmehr vertiefen werde.

3. Zur Formulierung der ersten Frage
führt die Beklagte im Ausgangsverfahren
aus, das Verfahren des Artikels 177 er­
laube es nicht, bestimmte gültige Rechts­
vorschriften eines Mitgliedstaats auf ihre
Vereinbarkeit mit dem Gemeinschafts­

recht hin zu überprüfen. Das trifft sicher
zu; die Beklagte hat jedoch zugestanden,
daß sich aus der Frage ein Problem allge­
meiner Art ergibt, ob nämlich Bestimmun­
gen der in der Bundesrepublik geltenden
Art mit Artikel 30 des EWG-Vertrags
vereinbar seien. So gestellt kann die
Frage sicher im Rahmen des vorliegen­
den Verfahrens geprüft werden.

Bekanntermaßen waren Bedeutung und
Tragweite des Verbots der Maßnahmen
mit gleicher Wirkung wie mengenmäßige
Einfuhrbeschränkungen Gegenstand
einer langen Reihe von Entscheidungen
des Gerichtshofes. Insbesondere ist hier
das Urteil vom 15. Dezember 1976

(Rechtssache 41/76, Donckerwolcke,
Slg. 1976, 1921) zu zitieren, wonach
diese Maßnahmen „jede Handelsrege­
lung der Mitgliedstaaten [erfassen], die
geeignet ist, den innergemeinschaftlichen
Handel unmittelbar oder mittelbar, tat­
sächlich oder potentiell zu behindern".
Diese Erkenntnis entspricht einer gefe­
stigten Rechtsprechung: Auch nach vie­
len anderen Entscheidungen ist die Eig­
nung einer Maßnahme, mittelbar ein Hin­
dernis für den Binnenhandel der Gemein­

schaft zu schaffen, ausreichend, um die
Maßnahme als im Widerspruch zu Arti­
kel 30 stehend zu betrachten (ich ver­
weise unter anderem auf die Urteile vom

15. Dezember 1976, Rechtssache 35/76,
Simmenthai, Slg. 1976, 1871; vom 20.
Mai 1976, Rechtssache 104/75, de Peij­
per, Slg. 1976, 613, und vom 8. Juli
1975, Rechtssache 4/75, Rewe, Slg.
1975, 843).

Im Lichte dieser Rechtsprechung könnte
es zunächst gerechtfertigt erscheinen,
ohne weiteres festzustellen, daß staat­
liche Maßnahmen der von Rewe ange­
griffenen Art unter das Verbot des Arti­
kels 30 fallen, da die Festsetzung eines
Mindestweingeistgehaltes für — nationa­
len und eingeführten — Branntwein und
Likör als Voraussetzung für die Ver­
kehrsfähigkeit in einem Mitgliedstaat
zweifelsfrei die mittelbare Folge hat, die
Einfuhr von in anderen Mitgliedstaaten
hergestelltem Branntwein und Likör mit
niedrigerem Alkoholgehalt zu behindern
Eine genauere Prüfung der Frage ist je­
doch nötig, da es sich im vorliegenden
Fall um staatliche Vorschriften über die

Zusammensetzung bestimmter Erzeug­
nisse (Branntwein und Likör) handelt,
die zu dem großen Bereich der techni­
schen Bestimmungen gehören, von denen
die Verkehrsfähigkeit von Getränken
und Lebensmitteln abhängt. Kann man
aber so weit gehen zu behaupten, wie es
die deutsche Branntweinmonopolverwal­
tung, die Beklagte im Ausgangsverfah­
ren, tut, daß die Mitgliedstaaten in die­
sem Bereich die volle Rechtsetzungskom­
petenz behalten haben und es der Ge­
meinschaft nur zusteht, Angleichungs­
maßnahmen vorzusehen und (gemäß Arti­
kel 100 EWG-Vertrag) durch Richtlinien
durchzusetzen, so daß Artikel 30 nur für
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Marktmaßnahmen gälte, die sich aus­
schließlich auf eingeführte Waren bezö­
gen?

Ich möchte gleich sagen, daß diese Auf­
fassung der Richtlinie der Kommission
vom 22. Dezember 1969 (Nr. 70/50/­
EWG) entspricht, die aufgrund von Arti­
kel 33 Absatz 7 EWG-Vertrag ergangen
ist, der Bestimmung also, die der Kom­
mission die Aufgabe übertrug festzuset­
zen, nach welchem Verfahren und in wel­
cher Zeitfolge die bei Inkrafttreten des
Vertrages bestehenden Maßnahmen,
welche die gleiche Wirkung wie Kon­
tingente haben, zu beseitigen sind. Auf
diese Richtlinie hat sich auch die Kläge­
rin im Ausgangsverfahren berufen; es
scheint mir daher erforderlich, ihr beson­
dere Beachtung zu widmen. Sie betrifft
zunächst andere als unterschiedslos auf

inländische und eingeführte Waren
anwendbare Vermarktungsmaßnahmen
(vierte bis siebte Begründungserwägung
und Artikel 2), dann auch Maßnahmen,
die sowohl für nationale wie für einge­
führte Erzeugnisse gelten (achte bis elfte
Begründungserwägung und Artikel 3).
Die Maßnahmen der ersten Gruppe, die
nach der vierten Begründungserwägung
„die Einfuhren entweder unmöglich [ma­
chen] oder ... schwieriger und kostspieli­
ger als den Absatz der inländischen Er­
zeugung [gestalten]", werden ohne weite­
res als solche gleicher Wirkung wie men­
genmäßige Einfuhrbeschränkungen erach­
tet. Hingegen führt die achte Begrün­
dungserwägung zur Richtlinie zu den
Maßnahmen der zweiten Gruppe — zu
denen zweifelsfrei die im vorliegenden
Verfahren fraglichen Maßnahmen gehö­
ren — aus, sie seien grundsätzlich keine
Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie
mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen,
„da diese Wirkungen im Normalfall den
unterschiedlichen, von den Mitgliedstaa­
ten hierbei angewandten Vorschriften zu­
zuschreiben sind". Nichtsdestoweniger
sind solche Maßnahmen nach der neun­

ten und zehnten Begründungserwägung
sowie nach Artikel 3 der Richtlinie ge­
mäß Artikel 30 des Vertrages verboten,

wenn ihre „beschränkenden Wirkungen
auf den Warenverkehr den Rahmen der

solchen Handelsregelungen eigentümli­
chen Wirkungen überschreiten", insbe­
sondere also, wenn „die den freien Wa­
renverkehr beschränkende Wirkung
außer Verhältnis zu dem angestrebten
Ziel steht", sowie wenn „das gleiche Ziel
durch ein anderes Mittel erreicht werden
kann, das den Warenaustausch am wenig­
sten behindert". Im vorliegenden Fall
trägt die deutsche Branntweinmonopol­
verwaltung vor, die beschränkenden Wir­
kungen von Maßnahmen wie den in
Deutschland für den Mindestweingeistge­
halt von Branntwein und Likör geltenden
stünden in einem angemessenen Verhält­
nis zum Ziel, es gebe auch keine anderen
Mittel, um das angestrebte Ziel — Ge­
sundheitsschutz, Schutz der Verbraucher
vor Irreführung und unlauterem Wettbe­
werb — zu erreichen. Rewe ist natürlich

der gegenseitigen Ansicht.

4. Bevor ich auf diese beiden einander

entgegengesetzten Meinungen eingehe,
möchte ich noch einige Bemerkungen zu
den mit der Richtlinie Nr. 70/50 verfolg­
ten Absichten und allgemeiner zur Frage
der technischen Bestimmungen für die
Vermarktung von Waren machen.

Zunächst habe ich bereits darauf hinge­
wiesen, daß sich die Richtlinie Nr. 70/50
ausdrücklich auf Artikel 33 Absatz 7 des

Vertrages stützt. Sie gehört somit in den
Zeitraum der schrittweisen Aufhebung
von Kontingenten, der mit der Über­
gangszeit übereinstimmte (besonders klar
in dieser Hinsicht ist Artikel 32 Absatz

2). Das mag die Vorsicht erklären, die
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die Kommission gegenüber den Maßnah­
men für die Vermarktung von Waren,
die ohne Unterschied auf inländische

und eingeführte Waren anwendbar sind,
walten ließ; die Wirkungen dieser Maß­
nahmen hielt sie, wie bereits gezeigt, in
der achten Begründungserwägung zur
Richtlinie für „grundsätzlich" nicht de­
nen von mengenmäßigen Beschränkun­
gen gleich. Die gleiche Vorsicht läßt die
Kommission im übrigen walten (oder bes­
ser: sie legt Artikel 30 einschränkend
aus), wenn sie im Hinblick auf die For­
malitäten, von deren Erfüllung die Ein­
fuhr abhängig ist, (in der dritten Begrün­
dungserwägung zur Richtlinie) ausführt,
daß diese „grundsätzlich keine Wirkung
wie die von mengenmäßigen Beschrän­
kungen" haben; diese Auffassung hat der
Gerichtshof im bereits zitierten Urteil

Donckerwolcke später zurückgewiesen.

Seit Ablauf der Übergangszeit aber, seit­
dem also das Verbot der Kontingentie­
rung und der Maßnahme gleicher Wir­
kung uneingeschränkt gilt, ist es nicht
länger zu rechtfertigen, eine derartige
Vorsicht walten zu lassen.

Zweitens sind die Ausführungen in der
zehnten Begründungserwägung zur
Richtlinie, der Vertrag belasse den Mit­
gliedstaaten die Befugnis, Handelsrege­
lungen zu erlassen, „cum grano salis" zu
verstehen. Diese Befugnisse sind sicher­
lich nicht auf die Gemeinschaft überge­
gangen, jedoch kann das Gemeinschafts­
recht ihre Ausübung beschränken; es be­
schränkt sie tatsächlich durch zahlreiche

Bestimmungen, unter anderem durch Ar­
tikel 30. Im Urteil Donckerwolcke wird

das Verbot des Artikels 30 gerade auf
staatliche Handelsregelungen angewandt,
die den Binnenhandel der Gemeinschaft

behindern können. Folglich wäre die Auf­
fassung, die Mitgliedstaaten seien bei der
Festsetzung der Voraussetzungen für die
Vermarktung, die eine bestimmte Zusam­
mensetzung der Waren erfordern, völlig
frei, und auf diesem Gebiet spiele das Ge­
meinschaftsrecht keine Rolle, offenkun­
dig irrig.

Drittens erscheint mir der in der achten

Begründungserwägung zur Richtlinie an­
gegebene Grund für die Rechtfertigung
der Auffassung, Maßnahmen für die Ver­
marktung von inländischen und einge­
führten Waren hätten (wenigstens
„grundsätzlich") nicht die gleichen Wir­
kungen wie mengenmäßige Beschränkun­
gen, wenig überzeugend: Wie bereits aus­
geführt, soll der Grund dafür darin lie­
gen, daß die Wirkungen solcher Maßnah­
men „im Normalfall den unterschiedli­
chen, von den Mitgliedstaaten hierbei an­
gewandten Vorschriften zuzuschreiben
sind". Zweifelsfrei können die Unter­
schiede in den Vorschriften über die Ver­

marktung von Waren die Wettbewerbsbe­
dingungen auf dem Gemeinsamen Markt
verfälschen (Fall des Artikels 101 EWG-
Vertrag) und sich demgemäß auf den
freien Warenverkehr auswirken, so daß
die Beseitigung dieser Unterschiede
durch Angleichungsrichtlinien folgerich­
tig ist; bis dies geschieht, bleibt aber im­
mer auch zu prüfen, ob eine solche staat­
liche Regelung nicht Maßnahmen mit
gleicher Wirkung wie eine mengenmä­
ßige Einfuhrbeschränkung enthält, die
unter das Verbot des Artikels 30 fallen.

Das wäre beispielsweise nicht der Fall,
wenn ein Mitgliedstaat die Vermarktung
gewisser auf seinem Gebiet hergestellter
Erzeugnisse von bestimmten Zusammen­
setzungs- oder Qualitätsvoraussetzungen
abhängig machte, zur gleichen Zeit aber
die Vermarktung eingeführter gleicharti­
ger Erzeugnisse zuließe, wenn diese eine
kontrollierte Herkunftsbezeichnung oder
genaue Angaben über die Zusammenset­
zung trügen.

In Wahrheit ist die Frage nach dem Ver­
hältnis der Artikel 30 ff. EWG-Vertrag
zu den Artikeln 100 bis 102 (über die An-
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gleichung der Rechtsvorschriften) falsch
gestellt, wenn man davon ausgeht, daß
die Anwendbarkeit der zweiten Vorschrif­

tengruppe auf ein bestimmtes Gebiet aus­
reiche, um die Geltung des Verbotes des
Artikels 30 auf dem gleichen Gebiet aus­
zuschließen. Im vorliegenden Fall scheint
die Beklagte im Ausgangsverfahren über­
zeugt zu sein, daß das Gemeinschafts­
recht, da es sich um Qualitäts- oder Zu­
sammensetzungsbedingungen für Waren
handele, nur als Richtlinie über die An­
gleichung von Rechtsvorschriften eingrei­
fen könne; solange die Angleichung hin­
sichtlich eines bestimmten Erzeugnisses
noch nicht erfolgt sei, könnten Maßnah­
men der Mitgliedstaaten nicht im Lichte
des Artikels 30 beurteilt werden. Diese

Auffassung ist unannehmbar (sie wider­
spricht im übrigen auch der Richtlinie
Nr. 70/50). Offenkundig bleibt Artikel
30 nach der Angleichung der Rechtsvor­
schriften aus dem einfachen Grund außer

Anwendung, daß man von der Überein­
stimmung der gemäß Artikel 100 und
101 erlassenen Richtlinien mit dem Ver­

trag (einschließlich Artikel 30) ausgehen
muß; bis zur Angleichung aber ist Artikel
30 auf alle Rechtsvorschriften anwend­

bar, die angeglichen werden sollen. Es
versteht sich dann von selbst, daß die
möglicherweise gegen Artikel 30 versto­
ßenden staatlichen Vorschriften nicht als

Bezugspunkt für eine spätere Anglei­
chung dienen können.

Zur allgemeinen Frage der nationalen
Vorschriften, deren Unterschiede Han­
delshemmnisse technischer Art darstellen

können, ist auf das am 28. Mai 1969
vom Rat angenommene Allgemeine Pro­
gramm zur Beseitigung solcher Hemm­
nisse (ABl. C 78 vom 17. Juni 1969), ins­
besondere auf eine Entschließung zum
Warenverkehr mit Lebensmitteln hinzu­

weisen. Nach diesem Programm hatte
der Rat bis zum 1. Januar 1971 Richtli­
nien auf dem Spirituosensektor zu erlas­
sen. Dem Programm war eine Vereinba­
rung der im Rat vereinigten Vertreter
der Regierungen der Mitgliedstaaten bei­
gefügt, die eine vorübergehende Stillhal-

teregelung enthielt. Der im Mai 1969 be­
schlossene Zeitplan wurde später durch
einen anderen, der Entschließung des Ra­
tes vom 17. Dezember 1973 beigefügten
ersetzt (ABl. C 117 vom 31. Dezember
1973), der die Zeitgrenze für die vom
Rat zu erteilende Genehmigung der Vor­
schläge der Kommission betreffend alko­
holische Getränke bis zum 1. Januar
1978 hinausschob. Bis heute ist jedoch
noch nicht bekannt geworden, daß dem
Rat Vorschläge auf diesem Gebiet unter­
breitet worden wäre.

Dem ist noch hinzuzufügen, daß die Be­
seitigung der technischen Handelshemm­
nisse dort, wo bereits Angleichungsrichtli­
nien erlassen wurden (z. B. auf dem
Fruchtsaftsektor: vgl. Richtlinie des Ra­
tes Nr. 75/726 vom 17. November

1975), durch die Festsetzung gemeinsa­
mer Regeln erfolgte, die nicht nur die Zu­
sammensetzung der Erzeugnisse und ihre
Herstellungsmerkmale betreffen, sondern
auch die Verwendung der ihnen vorbehal­
tenen Bezeichnungen und die Kennzeich­
nung. Vor dem Erlaß gemeinsamer Re­
geln kann es nun geschehen, daß alle
diese Gesichtspunkte im Recht eines ein­
zigen Mitgliedstaats derart geregelt sind,
daß sie gleiche Wirkungen wie mengen­
mäßige Beschränkungen hervorrufen; al­
les hängt vom Zweck der jeweiligen na­
tionalen Regelung und von der Art ab, in
der die Vermarktung eingeführter Er­
zeugnisse geregelt ist.

5. Hier nun muß sich die Untersuchung
der Zielsetzung von Normen der in der
Bundesrepublik geltenden Art zuwenden;
man muß sehen, ob sie als Rechtferti­
gung für das verursachte Einfuhrhinder­
nis genügen. Die Beklagte im Ausgangs­
verfahren hat drei Bereiche genannt, die
zur Rechtfertigung dienen sollen: den
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Schutz des Verbrauchers vor Täuschung,
seinen Schutz vor gesundheitlichen Ge­
fahren sowie den Schutz des lauteren

Wettbewerbs. Die Festsetzung des Min­
destweingeistgehalts für Branntwein und
Likör kann folglich an den Kriterien des
Artikels 3 der Richtlinie Nr. 70/50 ge­
messen werden, um festzustellen, ob ihre
beschränkenden Wirkungen außer Ver­
hältnis zu dem angestrebten Ziel stehen
und ob diese Ziele nicht durch andere

Mittel erreicht werden können, die den
Warenaustausch weniger behindern. Die
vorgenannte Maßnahme kann auch an
Artikel 36 des EWG-Vertrags gemessen
werden, der bekanntermaßen ungeachtet
der Artikel 30 bis 34 Einfuhrbeschränkun­

gen aufrechthält, die aus Gründen der öf­
fentlichen Ordnung und des Schutzes
der Gesundheit von Menschen gerechtfer­
tigt sind.

Anzumerken ist, daß Artikel 36 ange­
sichts der Zweifel, die ich an der Verein­
barkeit der Richtlinie Nr. 70/50 mit der

heute vorherrschenden strengen Ausle­
gung des Artikels 30 geäußert habe, frag­
los einen besseren Beurteilungsmaßstab
bietet als diese Richtlinie. Weiter ist her­

vorzuheben, daß nach den in Artikel 3
der Richtlinie Nr. 70/50 aufgeführten
Kriterien die Rechtmäßigkeit der Ziele,
die die Staaten mit den Vermarktungs­
maßnahmen anstreben, aus der Sicht des
Gemeinschaftsrechts vermutet wird. Nun
ist der Schutz der öffentlichen Gesund­

heit ohne weiteres ein rechtmäßiges Ziel,
auf das in Artikel 36 wörtlich Bezug ge­
nommen wird. Ebenso rechtmäßig sind
Ausnahmen von Artikel 30, die zum
Schutz der Erzeuger und Verbraucher
vor Irreführungen im Handel notwendig
erscheinen: Das hat der Gerichtshof in

Randnummer 17 der Entscheidungs­
gründe zu seinem Urteil vom 20. Februar
1975 (Rechtssache 12/74, Kommission/­
Bundesrepublik Deutschland. Slg. 1975,
181) so entschieden. Dagegen bezweifle
ich, ob die Bekämpfung des unlauteren
Wettbewerbs ein Ziel ist, das eine Aus­
nahme von Artikel 30 rechtfertigt; noch
zweifelhafter scheint mir, ob der Begriff

der öffentlichen Ordnung in Artikel 36
so weit ausgedehnt werden kann. Jedoch
dürfte der Hinweis nützlich sein, daß in
der Richtlinie Nr. 75/726 zur Anglei­
chung der Rechtsvorschriften für Frucht­
säfte das Verbot, den Binnenhandel der
Gemeinschaft mit diesen Erzeugnissen
durch nicht harmonisierte einzelstaat­

liche Bestimmungen über die Zusammen­
setzung, die Herstellungsmerkmale, die
Aufmachung oder die Kennzeichnung zu
behindern (Artikel 12 Absatz 1) für nicht
anwendbar auf Vorschriften erklärt

wurde, die außer zum Schutze der Ge­
sundheit, vor Täuschung, des gewerbli­
chen und kommerziellen Eigentums so­
wie der Herkunftsbezeichnungen und Ur­
sprungsangaben zum Schutze vor unlau­
terem Wettbewerb gerechtfertigt sind (Ar­
tikel 12 Absatz 2).

Ich komme nunmehr zu den im vorliegen­
den Falle streitigen Maßnahmen. Es
scheint mir sehr schwierig, die Ansicht
der deutschen Branntweinmonopolverwal­
tung zu teilen, die Festsetzung eines Min­
destweingeistgehaltes für Branntwein
und Likör diene dem Schutz der Volksge­
sundheit vor den Gefahren des Alkoholis­

mus. Zur Unterstützung dieser Auffas­
sung ist gesagt worden, daß der Alkohol­
konsum um so mehr stiege, je niedriger
der zugelassene Weingeistgehalt sei, und
daß jedenfalls eine Überschwemmung
des Marktes mit eingeführten Erzeugnis­
sen, sobald der Deich des Mindestwein­
geistgehaltes gebrochen sei, die Anreize
für die Verbraucher vervielfachen würde.
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Ich bin meinerseits der Auffassung, daß
das Angebot von Getränken mit niedrige­
rem Weingeistgehalt auf dem Markt die
Hoffnung erlaubt, daß der Verbraucher
den Genuß schädlicherer, weil alkohol­
haltigerer Getränke einschränkt. Um bei
dem Likör zu bleiben, der Anlaß zu die­
ser Rechtssache war: Es gibt in Deutsch­
land Trinker von „Cassis de Dijon", die
derzeit gezwungen sind, ihn in einer Son­
deranfertigung für den deutschen Markt
mit 25 Raumhundertteilen Alkohol zu

trinken, da der authentische „Cassis de
Dijon" nicht verkehrsfähig ist. Wäre es
nicht vielleicht besser für die Volksge­
sundheit, wenn die Liebhaber eines Li­
körs von Cassis-Geschmack neben der

Befriedigung, das Originalprodukt zu
trinken, die Möglichkeit hätten, weniger
Alkohol zu sich zu nehmen? Und wenn

es zutrifft, wie es die deutsche Monopol­
verwaltung vorträgt, daß die Gewohnhei­
ten und Anforderungen der Verbraucher
die Qualitätsnormen derart bestimmen,
daß die Verbraucher auf dem Markt fin­

den können, was sie wünschen und zu
finden erwarten, wenn sie ein bestimmtes
Erzeugnis verlangen, trifft es dann nicht
auch andererseits zu, daß eine größere
Auswahlmöglichkeit nützlich, ja notwen­
dig ist, um diese Gewohnheiten auszu­
richten und möglicherweise zu ändern?
Die Öffentlichkeit zum Trinken schwä­
cherer alkoholischer Getränke zu veran­

lassen, zeigt, glaube ich, eine größere
Sorge um die Volksgesundheit, als sie zu
zwingen, Getränke zu sich zu nehmen,
in denen der Mindestgehalt der schädli­
chen Substanz nicht verringert werden
darf.

Was die Irreführungen im Handel be­
trifft, so scheint es mir wichtig zu sein,
die Vermarktung von Erzeugnissen zu
unterbinden, die sich als etwas darstellen,
was sie nicht sind, die eine Bezeichnung
führen, die ihnen nicht zusteht, die zu
Unklarheiten über ihren Herkunftsort
verleiten oder die ihre Bestandteile nicht

angeben. Ich halte es daher aus der Sicht
des Gemeinschaftsrechts für zweifelsfrei

rechtmäßig, daß jeder Mitgliedstaat die

Identifizierung jeden Erzeugnisses, seiner
Bezeichnung, seines Ursprungs sowie der
Angabe seiner Bestandteile angemessen
regelt. Das alles aber hat nichts mit der
bindenden Festsetzung des Mindestwein­
geistgehaltes für allen Branntwein und Li­
kör zu tun.

Es wurde eingewandt, die Angaben auf
dem Etikett könnten eine zusätzliche Ge­

währ für den Verbraucher darstellen (als
solche seien sie im deutschen Recht vor­

gesehen), nicht aber die einzige. Der Ver­
braucher unterlasse es im allgemeinen,
von den Merkmalen eines Erzeugnisses
Kenntnis zu nehmen, er wende sich viel­
mehr fast automatisch dem billigeren Er­
zeugnis zu (im vorliegenden Fall dem
mit dem geringeren Alkoholgehalt); so­
mit sei er Täuschungen jeder Art ausge­
setzt. Aber die Vorstellung einer solchen
verbreiteten, wenn nicht allgemeinen Un­
fähigkeit des Verbrauchers scheint mir
alle Bemühungen zum Scheitern zu verur­
teilen, ihn zu schützen, solange man ihm
nicht ein nationales Einheitsprodukt fest­
stehender, streng kontrollierter Zusam­
mensetzung aufdrängt. Andererseits ver­
hindert die Festsetzung eines Mindest­
weingeistgehaltes als solche nur die Ge­
fahr, daß als Branntwein oder Likör ein
Erzeugnis mit geringerem Weingeistge­
halt abgesetzt wird. Aber gibt es eigent­
lich einen Begriff des Branntweins oder
Likörs, der notwendig mit einem be­
stimmten Weingeistgehalt verbunden
wäre? Und ist die schwerste Irreführung
auf dem Gebiet der Spirituosen, die es
mit einer strengen gesetzlichen Schranke
zu vermeiden gilt, ein geringerer Wein­
geistgehalt, als ihn der Verbraucher er­
wartet?
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Diese Zweifel bringen mich zu der Auf­
fassung, daß der wahre Grund für die
fragliche Maßnahme anderswo zu su­
chen ist: einer Handelstradition, an die
sich die nationalen Erzeuger seit langem
halten und an die sich folglich der Ge­
schmack der Verbraucher gewöhnt hat,
und zwar so sehr, daß man eine Über­
schwemmung durch fremde Erzeugnisse
mit geringerem Weingeistgehalt fürchtet.
Die Beklagte im Ausgangsverfahren hat
bestritten, daß die fragliche Regelung die
nationalen Erzeuger bevorzuge, da sie
ohne Unterschied auf inländische und

eingeführte Waren anwendbar sei; hier
scheint sich der Hauptvorteil aus der Ein­
fuhrbeschränkung für Konkurrenzerzeug­
nisse zu ergeben, die sich im Ursprungs­
land bereits durchgesetzt haben, die aber
aufgrund ihres unter der festgesetzten
Grenze liegenden Weingeistgehaltes
nicht verkehrsfähig sind. Die Beklagte
hat auch angeführt, wenn man ausländi­
sche Erzeugnisse mit geringerem Wein­
geistgehalt zum Verkehr zulasse, müsse
sich die gesamte nationale Erzeugung
dem mit der Folge anpassen, daß der in
dem Staat, der die geringsten Anforde­
rungen in dieser Richtung stellt, vorge­
schriebene Mindestweingeistgehalt an die
Stelle des ursprünglich vorgeschriebenen
treten würde. Dieser Gedankengang
stützt sich jedoch voll und ganz darauf,
daß der Verbraucher sich ausschließlich
am Preis orientiere, der für Erzeugnisse
mit geringerem Weingeistgehalt niedriger
ist. Die Gemeinschaftserfahrung zeigt je-

doch, daß das nicht stimmt: In Ländern
mit hohem Weinverbrauch (um ein Ge­
tränk mit relativ geringem Weingeistge­
halt zu nennen) wurden die Hersteller
von Weinbrand, Grappa oder anderem
Branntwein nicht veranlaßt, den Wein­
geistgehalt dieser Erzeugnisse zu senken.
Aus gemeinschaftsrechtlicher Sicht hin­
dert nichts einen Mitgliedstaat daran,
einen Mindestweingeistgehalt für Brannt­
wein oder Likör nationaler Erzeugung
festzusetzen und gleichzeitig zu verlan­
gen, daß die entsprechenden ausländi­
schen Erzeugnisse eine klare Angabe ih­
rer Herkunft und ihres Weingeistgehaltes
tragen (ohne daß sie natürlich die ange­
messen geschützten nationalen Bezeich­
nungen verwenden dürften).

Aus all diesen Erwägungen gelange ich
zu der Überzeugung, daß Maßnahmen
der in der Bundesrepublik geltenden Art,
die ein mittelbares Einfuhrhindernis dar­

stellen und deshalb gegen Artikel 30
EWG-Vertrag verstoßen, weder nach Ar­
tikel 36 des Vertrages noch im Lichte des
Artikels 3 der Richtlinie Nr. 70/50 der

Kommission vom 22. Dezember 1969 ge­
rechtfertigt sind. Das Ziel, die Verbrau­
cher gegen Irreführungen zu schützen,
kann nämlich durch ein anderes Mittel er­

reicht werden, das den Warenaustausch
weniger behindert; im Hinblick auf die­
ses Ziel sind die Behinderungen des
freien Warenverkehrs übermäßig; sie ste­
hen daher außer Verhältnis hierzu.

6. Abschließend schlage ich deshalb dem Gerichtshof vor, die vom Hessi­
schen Finanzgericht mit Beschluß vom 28. April 1978 gestellten Fragen ge­
mäß Artikel 177 des EWG-Vertrags wie folgt zu beantworten:

a) Unter den Begriff der „Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie mengenmä­
ßige Einfuhrbeschränkungen" (Artikel 30 EWG-Vertrag) fällt auch die
Festsetzung eines Mindestweingeistgehalts für Branntwein und Likör, der
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nach dem Recht eines Mitgliedstaats Voraussetzung für die Verkehrsfähig­
keit ist, wenn sie unterschiedslos auf inländische und eingeführte Waren
anwendbar ist und somit die Einfuhr von Erzeugnissen anderer Mitglied­
staaten behindert, die einen niedrigeren als den festgesetzten Weingeistge­
halt haben.

b) Staatliche Maßnahmen der genannten Art fallen nicht unter den Begriff
der „Diskriminierung in den Versorgungs- und Absatzbedingungen zwi­
schen den Angehörigen der Mitgliedstaaten" (Artikel 37 EWG-Vertrag),
auch wenn sie im Rahmen einer nationalen Regelung des Branntweinmo­
nopols erlassen werden.
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